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		Die Wiener Vorlesungen im Rathaus

		Am 2. April 1987 hielt der bedeutende polyglotte deutsche Soziologe Professor Dr. René König im Rahmen der Tagung »Wien – die Stadt und die Wissenschaft« einen Vortrag im Wiener Rathaus zum Verhältnis von Stadt und Universität. In seinem Referat gab René König den Akteurinnen und Akteuren der Wiener Stadtpolitik und -verwaltung den Rat, Wien möge seine Universitäten als Impulsgeber intellektueller Kultur in die Stadt »einnisten«. Die Stadt Wien folgte diesem Ratschlag durch zahlreiche Förderungsinitiativen, durch die Gründung von sechs neuen Wissenschaftsförderungsfonds, durch die Wissenschaftsfundierung ihrer Verwaltungsarbeit und last but not least durch eine Vortragsreihe, die »Wiener Vorlesungen«, die im Jahr 2012 ihren 25. Geburtstag feiern.

		Die Wiener Vorlesungen beschäftigen sich mit den großen wissenschaftlichen und intellektuellen Fragen der Zeit. Die Wissenschaften kommen in immer kürzeren Zeiträumen zu eindrucksvollen Ergebnissen, die sehr oft in für Bürgerinnen und Bürger interessante Anwendungen münden. Die Wirksamkeit der Wissenschaften bietet aber auch Probleme, die jedenfalls in immer stärkerem Maß eine Auseinandersetzung der Öffentlichkeit mit Voraussetzungen und Folgen von Forschung notwendig machen.

		Aus den Wiener Vorlesungen ist ein intellektuelles Netz aus Veranstaltungen, Publikationen und TV-Sendungen geworden. Die Vorlesungen waren als Projekt der Wissenschaftsvermittlung, der Aufklärung, aber auch der Kritik geplant, und sie arbeiten an diesen Zielsetzungen durch ständige Selbstreflexion, Methoden- und Formatwechsel, vor allem aber durch die Einladung von Vortragenden, die eine interessante Botschaft haben. Somit war und ist das Konzept der Wiener Vorlesungen von Beginn der Initiative an klar und prägnant: Prominente Denkerinnen und Denker stellen ihre Analysen und Einschätzungen zur Entstehung und zur Bewältigung der brisanten Probleme der Gegenwart zur Diskussion. Die Wiener Vorlesungen skizzieren nun seit Anfang 1987 vor einem immer noch wachsenden Publikum in dichter Folge ein facettenreiches Bild der gesellschaftlichen und geistigen Situation der Zeit. Das Faszinierende an diesem Projekt ist, dass es immer wieder gelingt, für Vorlesungen, die anspruchsvolle Analysen liefern, ein sehr großes Publikum zu gewinnen, das nicht nur zuhört, sondern auch mitdiskutiert. Das Wiener Rathaus, Ort der kommunalpolitischen Willensbildung und der Stadtverwaltung, verwandelt bei den Wiener Vorlesungen seine Identität von einem Haus der Politik und Verwaltung zu einer Stadtuniversität. Das Publikum kommt aus allen Segmenten der Stadtbevölkerung; fast durchwegs sind darunter sehr viele Zuhörerinnen und Zuhörer aus dem Bereich der Universitäten und Hochschulen; das Wichtige an diesem Projekt ist jedoch, dass auch sehr viele Wienerinnen und Wiener zu den Vorträgen kommen, die sonst an wissenschaftlichen Veranstaltungen nicht teilnehmen. Sie kommen, weil sie sich mit dem Rathaus als dem Ort ihrer Angelegenheiten identifizieren, und sie verstärken durch ihre Anwesenheit den demokratischen Charakter des Hauses.

		Es ist immer wieder gelungen, Referentinnen und Referenten im Nobelpreisrang zu gewinnen – seit 2006 veranstalten die Wiener Vorlesungen ein NobelpreisträgerInnenseminar. Die Vortragenden der Wiener Vorlesungen sind Persönlichkeiten, die ihre Wissenschaft und ihr Metier durch die Fähigkeit bereichert haben, Klischees zu zerschlagen und weit über die Grenzen ihres Faches hinauszusehen. Das Besondere an den Wiener Vorlesungen liegt auch in dem dichten Netz an intellektuellen, kollegialen und oft freundschaftlichen Banden, die die Stadt zu einem wachsenden Kreis von Forscherinnen und Forschern und Intellektuellen in aller Welt knüpft.

		Die Vortragenden kommen aus allen Kontinenten, Ländern und Regionen der Welt, und die Stadt Wien schafft mit der Einladung prominenter Wissenschafterinnen und Wissenschafter eine kontinuierliche Einbindung der Stadt Wien in die weltweite »scientific community«. Für die Planung und Koordination der Wiener Vorlesungen war es stets ein besonderes Anliegen, diese freundschaftlichen Kontakte zu knüpfen, zu entwickeln und zu pflegen.

		Das Anliegen der Wiener Vorlesungen ist eine Schärfung des Blicks auf die Differenziertheit und Widersprüchlichkeit der Wirklichkeit. Sie vertreten die Auffassung, dass Kritik eine integrale Aufgabe der Wissenschaft ist. Eine genaue Sicht auf Probleme im Medium fundierter und innovativer wissenschaftlicher Analysen dämpft die Emotionen, zeigt neue Wege auf und bildet somit eine wichtige Grundlage für eine humane Welt heute und morgen. Das Publikum macht das Wiener Rathaus durch seine Teilnahme an den Wiener Vorlesungen und den anschließenden Diskussionen zum Ort einer kompetenten Auseinandersetzung mit den brennenden Fragen der Gegenwart, und es trägt zur Verbreitung jenes Virus bei, das für ein gutes politisches Klima verantwortlich ist.

		Fernand Braudel hat mit dem Blick auf die unterschiedlichen Zeitdimensionen von Geschichte drei durch Dauer und Dynamik voneinander verschiedene Ebenen beschrieben: »L’histoire naturelle«, das ist jener Bereich der Ereignisse, der den Rhythmen und Veränderungen der Natur folgt und sehr lange dauernde und in der Regel flache Entwicklungskurven aufweist. »L’histoire sociale«, das ist der Bereich der sozialen Strukturen und Entwicklungen, der Mentalitäten, Symbole und Gesten. Die Entwicklungen in diesem Bereich dauern im Vergleich zu einem Menschenleben viel länger; sie haben im Hinblick auf unseren Zeitbegriff eine »longue durée«. Und schließlich sieht er in der »histoire événementielle« den Bereich der sich rasch wandelnden Ereignisoberfläche des politischen Lebens.

		Die Wiener Vorlesungen analysieren mit dem Wissen um diese unterschiedlichen zeitlichen Bedingungshorizonte der Gegenwart die wichtigen Probleme, die wir heute für morgen bewältigen müssen. Wir sind uns bewusst, dass die Wirklichkeit der Menschen aus materiellen und diskursiven Elementen besteht, die durch Wechselwirkungsverhältnisse miteinander verbunden sind. Die Wiener Vorlesungen thematisieren die gegenwärtigen Verhältnisse als Fakten und als Diskurse. Sie analysieren, bewerten und bilanzieren, befähigen zur Stellungnahme und geben Impulse für weiterführende Diskussionen.

		Hubert Christian Ehalt

	
		Peter Berger

			Alles neu – alles wie gehabt?

			Historische Erfahrungen mit

			Wirtschafts- und Finanzkrisen


			Im Vorwort zu seinem berühmten Traktat über Wirtschafts- und Finanzkrisen (A Short History of Financial Euphoria, New York, 1990) legt der kanadisch-amerikanische Ökonom John Kenneth Galbraith eine Art von Geständnis ab. Wäre ich, sagt Galbraith, ein etwas redlicherer Charakter als ich es tatsächlich bin, würde ich offen sagen, dass mir als Krisenspezialist jede Krise höchst gelegen kommt. Mein Selbstbewusstsein als Wissenschaftler wird gestärkt, weil ich meine Erkenntnisse bestätigt sehe, und darüber hinaus fällt bei Interviews, Vorträgen und Artikeln ein wenig Geld für mich ab. Der Schreiber dieser Zeilen ist bei Weitem nicht so berühmt wie Galbraith, und darüber hinaus kein Ökonom sondern Historiker: Und trotzdem hat er ähnliche Erfahrungen wie Galbraith gemacht. Finanzkrisen sind, sofern man nicht als Anleger von ihren Auswirkungen betroffen ist, durchaus etwas potenziell Positives für die wissenschaftliche Reputation, und es mag sogar sein, dass man da und dort ein paar Hunderter Autorenhonorare verdient.

			Mit der Aussicht auf wenn schon nicht Geld, so doch steigende Bekanntheit, möchte ich auf den folgenden Seiten die Frage erörtern, was Wirtschafts- und Finanzkrisen sind: Sind sie immer nur more of the same, oder ist es jedes Mal etwas Neues, mit dem wir konfrontiert werden? Natürlich ist es eine Binsenweisheit, dass historische Ereignisse (und Wirtschaftskrisen sind historische Ereignisse wie Revolutionen, Feldzüge oder dynastische Heiraten) einzigartig und nicht wie ein Laborexperiment wiederholbar sind. Dafür bürgt schon allein der Umstand, dass sie von Menschen ausgelöst und beeinflusst werden – keine zwei Menschen sind genau gleich! – und dass sie vor zeitspezifisch unterschiedlichen institutionellen und strukturellen Hintergründen ablaufen. Zu Recht erwarten wir von der Geschichtswissenschaft, dass sie das Singuläre jeder historischen Konstellation aufzeigt. Der Zusammenbruch der holländischen Tulpenspekulation von 1637 ist unter diesem Blickwinkel etwas ganz anderes als der Wallstreet-Krach von 1929, und es würde nicht viel Sinn machen zu behaupten, wir hätten es mit zwei Ausprägungen derselben Sache zu tun.1

			Und dennoch: die Franzosen haben ein Sprichwort, das da lautet: »Plus ça change, plus c’est la même chose«. Der verstorbene US-amerikanische Ökonom Charles Poor (»Poor Charlie«) Kindleberger, Autor einer klassischen Studie über die Große Depression der 1930er Jahre2 und nach dem Zweiten Weltkrieg zeitweise als Berater für den Marshallplan in Wien tätig, bringt es so auf den Punkt: »Details proliferate, structure abides«3. Die Geschichte der Wirtschafts- und Finanzkrisen scheint diesen Satz auf den ersten Blick eindrucksvoll zu bestätigen. Obwohl beim Entstehen jeder einzelnen Finanzblase mit etwas anderem spekuliert wird, obwohl die Ausweitung der für die Spekulation verfügbaren Geldmenge immer wieder anders erfolgt, obwohl die Methoden der beteiligten Schwindler und Gauner variieren und auch die Anlässe, die zum Platzen von »Blasen« führen: Die Ähnlichkeiten zwischen den aus der Geschichte bekannten Krisenverläufen sind zu groß, als dass man sie einfach ignorieren könnte. Sie provozieren die Frage, ob wir vor lauter Bäumen nicht den Wald übersehen: die Unvermeidlichkeit der Wiederkehr von Krisen und ihr erstaunlich veränderungsresistentes Ablaufmuster.

			Das Eingeständnis, dass die Geschichte der Finanzkrisen sich in großen Zügen zumindest tendenziell wiederholt,4 ist für niemanden so schmerzhaft wie für Ökonomen, die doch eigentlich dazu berufen wären, uns vor wirtschaftlichen Widrigkeiten zu bewahren. Kein Wunder, dass es Vertreter dieser Berufsgruppe sind, die uns in der heutigen Rezession versichern, man hätte die Krise leicht im Frühstadium erkennen und durch eine richtige – meist ist damit gemeint: eine von Keynes inspirierte – Politik im Keim ersticken können. Da dies nicht geschehen sei, gelte es eben jetzt, das Steuer herumzureißen und zu retten, was noch zu retten ist. Bekennende Keynesianer haben in den Jahren seit 2008 dicke Rezeptbücher für eine krisenfreie Welt der Zukunft geschrieben, in den USA5 und in Europa.6 Aus den meisten dieser Texte lässt sich neben ehrlichem Engagement eine gewisse Genugtuung herausspüren, die die Autoren angesichts des Umstands empfinden, dass Anhänger konkurrierender ökonomischer Schulen (die Monetaristen, die Efficient-Market-Theoretiker und so weiter) so offenkundig nicht imstande waren, ihr erdrückendes Übergewicht im akademischen Diskurs in praktische Erfolge umzumünzen.7 Nur wenige Ökonomen sind so selbstironisch wie Barry Eichengreen in einem jüngst publizierten Artikel über die Vermeidbarkeit von Staatsschuldenkrisen wie in den USA oder auch in Griechenland8: Die relevante Geschichte, sagt Eichengreen, hat offenbar eine Tendenz, sich zu wiederholen, aber um zu entscheiden, was letztlich dabei herauskommen wird, dafür ist es nach ein paar Hundert Jahren noch zu früh. Ähnlich hatte sich übrigens der chinesische Ministerpräsident Zhou Enlai über die französische Revolution von 1789 geäußert, den Eichengreen augenzwinkernd paraphrasiert.

			Als Historiker unterliegt man nicht so wie die Ökonomen dem Druck der Öffentlichkeit, die sich von der Volkswirtschaftslehre praktische Handlungsanleitungen zur Krisenbewältigung erwartet. Historiker machen auch, wenn sie klug sind, keine aus ihrer Vergangenheitskenntnis abgeleiteten Prognosen für die Zukunft. Was der große Spötter Karl Kraus den Journalisten vorgeworfen hat, dass diese nämlich »nachher immer schon alles vorher gewusst haben«,9 trifft bestenfalls auf solche Historiker zu, die sich den Rang von rückwärts gekehrten Propheten anmaßen. Im Regelfall verzichten wir auf diese fragwürdige Stellung. Allerdings wird niemand, der Geschichtswissenschaft betreibt, sein Publikum davon abhalten wollen, aus der Geschichte zu lernen. Die Lehren aus der Geschichte der Wirtschaftskrisen sind, wie ich im Folgenden andeuten möchte, durchaus nicht irrelevant.

			*

			Eine der wichtigsten (wenn nicht die wichtigste) dieser Lehren besteht darin, dass Krisen, definiert als potenziell oder real hochgradig gefährliche Einschnitte in den sogenannten regulären Wirtschaftsverlauf, eher die Norm als eine historische Ausnahmeerscheinung sind.

			Während des Mittelalters und der frühen Neuzeit waren Agrarkrisen in Europa endemisch. Sie brachen immer dann aus, wenn das Bevölkerungswachstum an die Grenzen einer Nahrungsmittelproduktion stieß, die kaum Produktivitätsfortschritte kannte und die ihren Output nur durch Kolonisation von jungfräulichem Land erhöhen konnte. War kein Überschussland vorhanden, verhungerten die Menschen.10 Als im Spätmittelalter der Gebrauch von Geld und der Handel zwischen Stadt und Umland in die Wirtschaft Einzug hielten, führten steigende Agrarpreise regelmäßig auch zur Verarmung der städtischen Einwohnerschaft, die gezwungen war, immer mehr Anteile ihres Haushaltseinkommens für Nahrung auszugeben, und insbesondere der Gewerbetreibenden, deren Erzeugnisse mangels verfügbarer Kaufkraft im Preis verfielen.11 Was die Demografie als »malthusianische Falle« bezeichnet, nämlich die periodische Wiederkehr der »Anpassung« der Bevölkerungszahl an die begrenzten Nahrungsmittelressourcen durch Verhungern, den Ausbruch von Epidemien und Kriegen, endete erst Mitte des 19. Jahrhunderts – 1847 ist das Jahr der letzten großen Hungerkrise des »Alten Kontinents«.12

			Jetzt übernahmen die zyklischen, »neuen« Krisen im Zeichen von Kapitalismus und Industrie die Rolle der überholten Krisen des malthusianischen Typs. Im Übergang von der traditionalen zur industriellen Gesellschaft gab es hie und da schon »moderne«, von der Spekulation in Waren und Finanzprodukten angeheizte Krisen, ausgehend von jenen Gebieten in Europa, die einen relativ hohen Grad an Verstädterung, gewerblicher Aktivität und Fernhandelsneigung aufwiesen. Sie blieben im Allgemeinen ohne große realwirtschaftliche Auswirkungen. Für die Zeit ab 1800 haben Reinhart und Rogoff in einer mittlerweile berühmten Studie13 eine Krisentypologie erstellt und die Krisengeschichte quantifiziert. Aus ihrer Zusammenstellung für einundvierzig Staaten aller Kontinente geht hervor, dass diese Staaten seit 1800 oder, sofern sie ihre Unabhängigkeit erst nach 1800 erreicht hatten, seit dem Jahr der Unabhängigkeit bis 2008 insgesamt zweihundertsechs Bankenkrisen durchgemacht haben. Eine ähnliche Berechnung für Auslandsschuldenkrisen (das heißt, Zahlungsausfälle beziehungsweise Umschuldungen für Staaten) im 19. Jahrhundert in Afrika, Europa und Lateinamerika ergibt insgesamt einundachtzig Pleiten; im 20. Jahrhundert zählen unsere Autoren für Afrika, Asien, Europa und Lateinamerika hunderteinunddreißig Pleiten. Österreich war im 19. Jahrhundert technisch fünfmal bankrott und die Republik Österreich im 20. zweimal – allerdings unterschlagen Reinhart und Rogoff die Umschuldung der Völkerbundanleihe 1923–43 im Jahr 193314 und lassen uns dafür 1940 noch einmal Pleite gehen, eine Art von historischer Großzügigkeit, die man oft in Überblickswerken findet. Die Botschaft ist trotzdem korrekt und ziemlich eindeutig.

			Reinhart und Rogoff listen des Weiteren für den Zeitraum 1800–2008 einundfünfzig Fälle von Beseitigung staatlicher Inlandsschulden durch Hyperinflation auf, zwei davon betreffen Österreich und vier Griechenland. (Griechenland ist übrigens im 19. und 20. Jahrhundert fünfmal technisch insolvent gewesen, aktuell zählen wir Staatsbankrott Nummer sechs.) Eine Hyperinflation ist laut unseren Autoren bei mehr als fünfhundert Prozent Geldentwertung per annum gegeben. In vierzig von zweihundertacht Jahren, die Reinhart und Rogoff untersucht haben, lag die österreichische Inflationsrate über zwanzig Prozent, in Griechenland gab es etwas mehr als halb so viele Jahre mit zwanzig und mehr Prozent Inflation.

			Klassische Spekulationskrisen halten sich üblicherweise nicht an Landesgrenzen, und das mag der Grund dafür sein, dass Reinhart und Rogoff keinen Versuch unternehmen, sie zu quantifizieren. Ohne den Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, lassen sich für die Zeit nach 1945 zumindest acht globale Spekulationskrisen ausmachen, die der Volksmund mit einprägsamen Etiketten versehen hat: Savings-and-Loan-Krise (1985), Junk-Bond-Krise (1987), Japan-Krise (1990), Tequila-Krise (1994–95), Asien-Krise (1997–98), Russland-Krise (gefolgt vom Zusammenbruch des Hedgefonds LTCM, 1998), Dotcom-Krise (2000) und Subprime-Krise (2007). Allesamt waren sie, wenn man den Fachleuten glauben darf, die Folge einer fundamentalen Umwälzung der Weltfinanzordnung, die mit dem Zusammenbruch des Bretton-Woods-Systems fester Wechselkurse (1971), der sukzessiven Deregulierung des US-amerikanischen und britischen Bankensystems und der Ausbreitung elektronischer Informations- und Handelsplattformen einherging.15 Tatsächlich ist auffällig, dass es zwischen dem Ende des Zweiten Weltkriegs und der Suspendierung der Goldkonvertibilität des Dollars durch die Nixon-Administration (15. August 1971) keine Spekulationskrisen gab. Umso mehr wurde in der Zwischenkriegszeit spekuliert. Die Inflationsperiode zwischen 1918 und 1926 in Mittel- und Osteuropa sah den Aufstieg (und zumeist auch Fall) einer Klasse von Spekulanten, die von willfährigen respektive korrupten Medien angehimmelt und von den konservativen Eliten gehasst und verachtet wurden. Wer unter ihnen die Stabilisierungskrisen, die allen Hyperinflationen folgten, vermögend überstand, hätte vielleicht die Chance auf den ehrbaren Ruf von Investoren gehabt, wäre die Welt nicht schon 1929 in eine neue, von den USA ausgehende Katastrophe von bis dato unvorstellbaren Ausmaßen geschlittert.16

			*

			Wir sehen also, dass die Wirtschaftsgeschichte der vergangenen Jahrhunderte, salopp formuliert, viel eher eine Krisen- und Kalamitätengeschichte ist als eine Geschichte ruhiger und stetiger Entwicklung. Das erscheint insbesondere jenen Menschen, die das Glück hatten, relativ kurz nach dem Zweiten Weltkrieg mitten im Wirtschaftswunder17 auf die Welt zu kommen und ihr Leben seither in einer privilegierten Zone unseres Globus, sagen wir in Österreich, der Schweiz oder Skandinavien, verbracht zu haben, wie ein Affront. Wir glauben, ein Anrecht zu besitzen, dass die Dinge so weiterlaufen wie in den letzten paar Jahrzehnten, oder zumindest annähernd so. Wenn sie es nicht tun, neigen wir dazu, Schuldige zu benennen. Kandidaten gibt es genug, von den Verfechtern einer lockeren Geldpolitik à la Alan Greenspan18 und ihren angeblichen oder tatsächlichen theoretischen Verirrungen bis zu den unerbittlichen Kontrolloren des Internationalen Währungsfonds, die souveräne Staaten piesacken19; von den bonusgeilen Bankern und hemmungslosen Finanzjongleuren bis zur Politik, die vor den Finanzmärkten kuscht; von den Medien, die unrealistische Erwartungen bezüglich der Rentabilität von Unternehmen und der Zahlungsfähigkeit von Staaten anheizen bis zu den Verächtern einer effizienten Kontrolle von CO2-Emissionen: you name it. Es gibt plausible und historisch belegbare Argumente für viele der Anschuldigungen, die derzeit geäußert werden. Die Kriminalgeschichte der Finanzkrisen ist zum Beispiel ein lohnendes Untersuchungsfeld, das John K. Galbraith, Edward Chancellor20 und andere ausgiebig beackert haben. Es ist auch unbestritten, dass in der modernen Wirtschaft ein »Agency-Problem« besteht. Angestellte Entscheidungsträger, insbesondere im Finanzsektor (aber nicht nur dort), die jederzeit Gefahr laufen, ihren Job zu verlieren und deren Entlohnung auf die rasante Steigerung des Unternehmenswerts abgestellt ist, neigen zu spekulativem Verhalten und zu kurzfristiger Gewinnmaximierung. In der Schweiz hat das Zockerverhalten der Banken den jüngst verstorbenen Industriellen Nicolas G. Hayek, Gründer und langjähriger CEO der Swatch Group, 2009 zu einer demonstrativen Protestgeste veranlasst. Hayek ließ das Deckblatt des Geschäftsberichts seines Uhrenkonglomerats mit der fett gedruckten Aufschrift »Kein Lesestoff für Bank-Abenteurer und Finanzjongleure« versehen. Die Wut des Paradeunternehmers auf die Finanzbranche, deren Versagen für einen Anstieg des Schweizer Frankens sorgte und dadurch die Exportchancen der Uhrenindustrie schmälerte, ist nachvollziehbar.21Ebenso verständlich – und durchaus einer historischen Tradition folgend – ist der Reflex von kleinen, in finanziellen Schwierigkeiten steckenden Nationalstaaten, ihre internationalen Kreditoren zu verteufeln.22 Deren Forderungen mögen vom Rechtsstandpunkt unbestreitbar sein, aber ebenso stimmt es, dass die Belastbarkeit eines Gemeinwesens mit Zinsen und Steuern nicht unbegrenzt sein kann, zumindest wenn man Wert auf die Erhaltung minimaler politischer Stabilität legt.

			Wie auch immer: Wer Schuldige an der jüngsten Finanzkrise sucht, setzt implizit voraus, dass Krisen vermeidbar und lang anhaltende Phasen des ökonomischen Gleichgewichts die Regel sind. Dagegen lässt sich aus historischer, aber auch aus ökonomischer Sicht vieles ins Treffen führen. Es ist genau hundert Jahre her, dass der österreichischstämmige Harvard-Ökonom Joseph A. Schumpeter seine Studie »Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung« veröffentlicht hat.23 Dieser Text ist nicht mehr und nicht weniger als eine Ehrenrettung für die laut Schumpeter für den Wirtschaftsprozess unerlässlichen, wiederkehrenden Krisen des kapitalistisch-industriellen Zeitalters. Sie hängen mit der Logik des Konjunkturzyklus zusammen: alle paar Jahre, so Schumpeter, setzen sogenannte Pionierunternehmer (Anmerkung: die Grenze zwischen diesem Typus und dem findigen Spekulanten ist fließend, und die großen Pioniere diverser Branchen, zum Beispiel des Eisenbahnbaus, spekulierten mit Verve und Erfolg!) eine Innovation ins Leben, lukrieren damit eine Zeit lang Monopolgewinne und geben dann den Stab an »Imitatoren« ab, unter deren Ägide die Profitabilität der Pionierbranchen erlahmt. Der von den monopolistischen Riesengewinnen alimentierte Aufschwung bricht ab und geht in die Rezession/Depression über, bis ein neuer Pionier-Entrepreneur das Heft in die Hand nimmt. Schumpeters Beobachtungen lassen sich plausibel mit dem von Charles Kindleberger popularisierten Modell des typischen Finanzkrisenverlaufs nach Hyman Minsky (gest. 1996) kombinieren.24 Minsky, ein Verfechter der These, dass Finanzmärkte »strukturell instabil« seien, sah folgendes immer wiederkehrendes Muster von Krisen: Zuerst kommt ein exogener Schock, der das Wirtschaftssystem trifft (eine technische, kommerzielle oder finanzielle Innovation, ein Krieg, eine Naturkatastrophe – jedenfalls etwas, das die Gewinnaussichten der Wirtschaftstreibenden längerfristig ändert und Chancen eröffnet). Zunächst nehmen nur Investoren im klassischen Sinn diese Gelegenheit wahr, aber eine Ausdehnung des Kredits führt nach relativ kurzer Zeit dazu, dass auch Spekulanten ohne sachliches Interesse am (und ohne wirkliche Kenntnis vom) Gegenstand der Spekulation auf einen Preisanstieg setzen. Es folgt eine Phase der Euphorie, in der mit immer längeren finanziellen Hebeln spekuliert wird. Dann steigen die ersten Insider aus dem Geschäft aus, weil sie einen Preisverfall antizipieren. Der Markt zögert und kollabiert schließlich, meist infolge irgendeines dramatischen, auslösenden Ereignisses (ein Bankkrach oder das Auffliegen eines Schwindels wie Ponzis oder Madoffs Pyramidenspiele). Es folgt eine wirtschaftliche Kontraktion, bis entweder der Spielraum für Preissenkungen restlos ausgereizt ist oder der Staat interveniert (etwa indem er die Börsen schließt) oder ein »lender of last resort« so viel Geld in die Wirtschaft gepumpt hat, dass das Vertrauen der Anleger in den Sieg über die Krise unerschütterlich geworden ist.

			Die Ähnlichkeit des Minsky-Modells und des Schumpeter’schen Konjunkturzyklus ist kein Zufall. Minsky setzt das, was er »initial displacement« nennt, also den Startschuss zu seinem Zyklus von Aufschwung und Krise, zeitgleich mit dem Beginn einer langen Welle der Konjunktur an. Und es ist kaum ein Unterschied zwischen seinem Spekulanten und dem Schumpeter’schen Pionierunternehmer auszumachen. Beide sind Agenten dessen, was der Österreicher so eloquent »kreative Zerstörung« nannte – ein Phänomen, in Ermangelung dessen es (seiner Meinung nach) keine dynamische Wirtschaft, sondern nur Stillstand geben konnte. Man kann einiges gegen Schumpeters Verherrlichung der Unternehmerfigur einwenden – ein Produkt seiner aristokratisch-elitären Attitüden oder auch des Geniekults, der um 1900 nichts Ungewöhnliches war 25 –, man kann die Stimmigkeit des Timings seiner »langen Wellen« anzweifeln, aber damit, dass ein Wirtschaften ohne Krisen, allein schon wegen der menschlichen Natur, schwer vorstellbar ist, dürfte er mehr als recht gehabt haben.

			*

			Mag sein, dass es sich als Glücksfall herausstellt, dass die Bekämpfung der Finanzkrise von 2007 ff. (Subprime-Krise) in den USA maßgeblich von historisch beschlagenen Ökonomen beeinflusst wurde. Ben Bernanke, seit 2006 Chef der US-Zentralbank FED, ist ein ausgewiesener Fachmann für die Geschichte der Großen Depression in den USA, und seine Reaktion auf den Ausbruch der jüngsten Banken- und Immobilienkrise ließ das auch erkennen. Auch in Deutschland und Frankreich, so sagt man, verrät die Antwort auf die aktuelle Banken- und Schuldenkrise die Handschrift der jeweils eigenen Geschichte: Während die Deutschen aus ihrer historischen Erfahrung mit Hyperinflationen jeder Aufblähung der Geldmenge skeptisch gegenüberzustehen scheinen, tun das die Franzosen, denen ihre Inflationen offenbar nicht so in die Knochen gefahren sind, nicht.

			Vor zwei Jahren habe ich in einem Artikel zur Erinnerung an den Ausbruch der Weltwirtschaftskrise am »Schwarzen Freitag« im Oktober 1929 die Anekdote von einem niederländischen Ministerpräsidenten der Depressionszeit erzählt, der angesichts der Absatzschwierigkeiten des holländischen Kohlenbergbaus ankündigte, er werde seine Wohnung nicht mehr heizen. Auf diese Art sei er am besten in der Lage, Solidarität mit den arbeitslosen Kohlenkumpels unter Beweis zu stellen.26 Etwas später kam ich auf den österreichischen Nationalbankpräsidenten der 1930er Jahre, Viktor Kienböck, zu sprechen, von dem der Ausspruch überliefert ist, so etwas wie »Arbeitsbeschaffung« sei ein Schwindel: Arbeit sei da oder eben nicht. Und dann heißt es in meinem Artikel wörtlich, ich zitiere: »Ob Kienböck die Raumtemperatur in seiner Wohnung reduzierte, ist nicht bekannt. Umso bekannter sind die nachhaltigen Folgen der europäischen Depression: Ein Abwertungswettlauf der nationalen Währungen um kurzfristiger Exportvorteile willen, dramatische Rückgänge des Industrie- und Handelsvolumens und letztlich die Selbstaufgabe der Demokratie im Angesicht faschistischer und kommunistischer Herausforderungen. In der geschilderten Form kann und wird sich die Geschichte nicht wiederholen. Wie uns die letzten Jahre mit ihrer unerschütterlichen Wachstumsgläubigkeit gezeigt haben, laufen Wirtschaftstheorie und -praxis allerdings immer Gefahr, ein zu kurzes Gedächtnis zu haben. Deshalb braucht eine Gesellschaft, um abschließend noch einmal Hobsbawm zu zitieren, die Historiker, die professionell an das erinnern, was ihre Mitbürger gerne vergessen möchten.«27

			Ein ähnliches Plädoyer für die Erinnerung hat John K. Galbraith in seiner »Geschichte der finanziellen Euphorie« noch viel pointierter formuliert. Weder staatliche Regulierung noch orthodoxes wirtschaftliches Wissen schützen das Individuum, sagt Galbraith sinngemäß, wenn es in den Strudel der Euphorie zu geraten droht, wenn es die wundersame Vermehrung von Werten und Wohlstand zu registrieren glaubt, wenn es sich in den preistreibenden Tanz um das goldene Kalb stürzen will und dann eventuell den Zusammenbruch und die schmerzhaften Folgen erleben muss: Sicherheit, so Galbraith, gibt dem Menschen allenfalls das Studium der Präzedenzfälle, die zeigen, wie der Mechanismus der Euphorie funktioniert. Nur so kann der gutgläubige Investor gewarnt werden.28

			Es gibt heute nicht weniger Grund als vor zwei Jahren, die These von der Bedeutsamkeit des Erinnerns an vergangene Krisen für richtig zu halten. Müsste ich aber heute noch einmal einen Kommentar zum Wallstreet-Krach schreiben, würde ich darin betonen, dass das historische Gedächtnis der Menschheit nicht nur kurz ist, sondern auch hochgradig selektiv. Welche Lehren wir aus der Geschichte ziehen, ob wir nun Ben Bernanke oder Bruno Kreisky29 heißen, hängt nicht zuletzt von unseren persönlichen Umständen, Vorlieben, Sozialisierungserfahrungen et cetera ab. Wer diese nicht teilt, sondern andere hat, wird sich, im Gegensatz zu Galbraiths optimistischer Sicht auf den Wert der »Lehren aus der Geschichte«, zumindest auf längere Sicht nicht warnen lassen.

			In dem letzten Buch, das der britische Historiker Tony Judt kurz vor seinem tragischen frühen Tod veröffentlicht hat30 (er starb an einer zur Lähmung führenden Nervenerkrankung, der amyotrophen Lateralsklerose), findet sich ein illustratives Beispiel dafür, wie dieselbe Geschichte unterschiedliche »Lehren« zulässt.

			Die maßgeblichsten ökonomischen Denker der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, egal ob konservativ oder progressiv, schreibt Judt, stellten sich dieselbe Frage: Wie lässt sich eine liberale Wirtschaftsordnung auf Dauer gegen ihre totalitären Feinde verteidigen? Was die Altösterreicher Friedrich von Hayek und Ludwig von Mises betrifft, die geistigen Väter der Reaganomics und des Thatcherismus, so wurden sie durch ihre subjektive historische Erfahrung des Zusammenbruchs der Habsburgermonarchie und, wenig später, der Ersten Österreichischen Republik dazu inspiriert, den Rückzug des Staates aus der Wirtschaft zum Allheilmittel gegen die totalitäre Versuchung zu proklamieren, sagt Judt. Wie das? Die späte Habsburgermonarchie, in vielerlei Hinsicht liberal geprägt, machte einer Reihe neuer Staatsgebilde Platz, in denen politische Parteien mit massiven Vorbehalten gegen den Liberalismus tonangebend waren. Die Sozialdemokratie der Ersten Republik Österreich propagierte zunächst auf gesamtstaatlicher Ebene die »Sozialisierung«, also die Überführung der großen privatkapitalistisch geführten Banken und Industrieunternehmen in das gesellschaftliche Eigentum. Als sie damit gegen den Widerstand des Wirtschaftsflügels der Christlichsozialen nicht durchkam und dauerhaft in Opposition ging, sollte das Experiment einer »kollektivistischen« Kommunalpolitik im Roten Wien als Ersatz für die gescheiterten österreichweiten Sozialisierungspläne herhalten. Das »Rote Wien« ging am Austrofaschismus zugrunde, und der Christliche Ständestaat Österreich kapitulierte nach einem vierjährigen, wenig überzeugenden wirtschaftspolitischen Drahtseilakt zwischen den Anforderungen der ausländischen Kreditoren Österreichs und einer praxisuntauglichen »ständischen« Sozialromantik vor den Nationalsozialisten. Daraus, so Judt, hätten nun Mises und Hayek, wenn auch in unterschiedlicher Radikalität, den Schluss gezogen, dass sich ein liberales Gemeinwesen (wie das habsburgisch-altösterreichische) nur durch ein Mehr an Liberalismus, also durch weniger Staat, hätte verteidigen lassen. Interventionismus jeder Couleur und eine freie, prosperierende Gesellschaft seien unvereinbar, Staatseingriffe in die Wirtschaft seien gleichbedeutend mit dem »Weg in die Knechtschaft«.

			John Maynard Keynes, der große Antipode der »Austrian Economists«, stand ebenso wie Mises und Hayek unter dem Eindruck des Untergangs der Habsburgermonarchie. Die Friedensordnung von Paris war Keynes, der der britischen Friedensdelegation angehörte und seine negativen Eindrücke in einem polemischen Resümee zusammenfasste31, zutiefst suspekt. Als das Versailler System 1933 endgültig gescheitert war, zog Keynes daraus jedoch einen völlig anderen Schluss als die Austrians: Die beste Waffe gegen politischen Extremismus und wirtschaftliche Kontraktion sei ein Mehr, nicht ein Weniger, an staatlicher Intervention – inklusive antizyklischer Konjunkturpolitik, aber nicht auf sie beschränkt, wie Judt anmerkt.

			Man kann also aus derselben Geschichte sehr unterschiedliche Konsequenzen ziehen, und welche von ihnen – zumindest für eine Weile – die allgemein akzeptierte Konsequenz (und Leitfaden für die wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger dieser Welt) wird, hängt wieder von verschiedenen Umständen ab. Die österreichischen Nationalökonomen der Zwischenkriegszeit waren nach dem Zweiten Weltkrieg Emigranten in Ländern, für deren Eliten die mitteleuropäische historische Erfahrungswelt zu fremd war, als dass sie auf Kassandrarufe von Intellektuellen aus dieser Region (»Die Labour Party führt euch in den Faschismus!«, so Hayek in London) reagiert hätten. Und auch in Mitteleuropa selbst waren das Versagen der liberalen Orthodoxie angesichts der Großen Depression und die dirigistischen Anfangserfolge der Wirtschafts- und Sozialpolitik der Nazis in zu frischer Erinnerung, um es nicht mit dem Keynesianismus zu versuchen. Erst als dieser in der Stagflationsperiode der 1970er Jahre ernsthafte Schwächen zeigte, kehrte die Erinnerung an das orthodox-liberale Weltbild – mittlerweile durch Ökonomen wie Milton Friedman aktualisiert und aufgefrischt – wieder zurück. Es schien nicht mehr paradox, in Krisenzeiten staatliche Abstinenz von ökonomischen Eingriffen zu fordern: Der Kohle sparende Ministerpräsident der Niederlande war wieder da, zusammen mit dem Postulat, Staaten müssten in Krisenzeiten, so wie jeder ihrer Bürger, »den Gürtel enger schnallen«. Der hohe Regulierungsgrad der Bank- und Finanzsektoren, ein Resultat der Vorherrschaft der Keynesianer und New-Dealer zwischen 1945 und 1971, war den Monetaristen und Efficient-Market-Theoretikern ein Dorn im Auge und wurde ab den 1980er Jahren sukzessive zurückgefahren (symptomatisch die Aufhebung des Glass-Steagall-Gesetzes in den USA durch die Clinton-Administration, eines Gesetzes, das seit 1932 eine strikte Trennung von Investitionsbanken und Vermögensverwaltern vorsah). Es folgte eine sprunghafte Zunahme der Währungs-, Banken- und Spekulationskrisen, sodass der Frankfurter Krisenhistoriker Werner Plumpe sogar von einer partiellen Wiederkehr des 19. Jahrhunderts sprechen konnte. Heute, im Sog einer kleinen Keynesianischen Renaissance als Reaktion auf die Subprime-Spekulation, denkt man über die Wiedereinführung von Glass-Steagall nach.

			Fassen wir zusammen: Es scheint also – neben der Erkenntnis, dass Wirtschafts- und Finanzkrisen notwendigerweise immer wiederkommen, wenn auch in leicht abgewandelter Gestalt – eine weitere Lehre aus der Geschichte zu geben. Sie lautet, dass auch das Krisenwissen, über das diejenigen verfügen, die die Krisenfolgen eindämmen oder beseitigen sollen, zyklisch und nicht linear progressiv ist. Der Ideenvorrat, auf den zurückgegriffen wird, ist begrenzt. Wer was »aus der Vergangenheit lernt«, wird durch seine/ihre persönliche Vorgeschichte bestimmt. Dennoch entsteht bei jedem Paradigmenwechsel der Krisenbekämpfungspolitik (ähnlich wie im Vorfeld jeder Finanzblase) der Eindruck, das, was jetzt gerade im Gang sei, habe es noch nie gegeben. Wie die Euphoriker der Spekulation rufen auch die Wirtschaftspolitiker alle paar Jahre aufs Neue: »Dieses Mal ist alles anders!«

			*

			Sir John Marks Templeton (1912–2008), Gründer des größten Investmentfonds der Welt, soll bemerkt haben, die vier Worte »this time is different« seien, weil sie so viele Menschen mit katastrophalen finanziellen Folgen getäuscht hätten, die teuersten der Welt. Das mag, wenn man die Schäden, die Wirtschafts- und Finanzkrisen verursachen, in Geldwerten misst, stimmen. Man kann aber durchaus auch anderes verlieren als Geld, nämlich die demokratischen und freiheitlichen Errungenschaften, die in weiten Teilen der Erde als Prämie für die Überwindung der Weltwirtschaftskrise von 1929 und die Niederwerfung der autoritären Regime der 1930er und 1940er Jahre angefallen sind. Dass Wirtschafts- und Finanzkrisen eine Gefahr für Freiheit und Demokratie mit sich bringen können, hat jüngst mein Fachkollege Fritz Weber, der wie ich an der Wirtschaftsuniversität Wien lehrt, unterstrichen.32 Eine große Gefahr lauert in dem Umstand, dass man leicht auf die Idee kommen kann, Krisenbekämpfung sei unter den Bedingungen einer effizienteren Regierungsform, als es die Demokratie ist, einfacher. Der griechische Regierungschef Loukas Papadimos (November 2011–Mai 2012), ein früherer Notenbanker mit USA-Erfahrung, hat nicht umsonst die Gewährung von Sondervollmachten zur Krisenbekämpfung an ihn und seine Regierungsmannschaft zur Vorbedingung der Annahme seines Amtes gemacht.33 Das erinnert den in neuerer österreichischer Geschichte Beschlagenen an die Diskussion um Sondervollmachten für das eben erst formierte Kabinett Seipel im Zusammenhang mit der postinflationären Sanierungspolitik nach 1922 (die von Österreichs Kreditoren ausdrücklich begrüßt wurden).34 In manchen postkommunistischen Staaten Ostmitteleuropas, insbesondere in Ungarn, verstärkt die gegenwärtige Krise, eine Währungs- und Bankenkrise, die ohnedies vorhandene Tendenz, von demokratischen Gepflogenheiten nicht allzu viel zu erwarten. Die mit Verfassungsmehrheit ausgestattete Regierung von Ministerpräsident Viktor Orbán hat wirtschafts- und verfassungspolitische Maßnahmen gesetzt, die gleichfalls an die Zwischenkriegszeit denken lassen.35 Hier geht es weniger um die Legitimation der Ausschaltung einer parlamentarischen Opposition, die es nur mehr rudimentär gibt, sondern um wirtschaftsnationalistische Reflexe. Sie zeigen sich etwa in der Einführung einer Sondersteuer für ausländische Banken und in staatlichen Eingriffen in Schuldkontrakte Privater, die auf Schweizer Franken lauten – vom Alltagsantisemitismus, den es in der ungarischen Wirtschaft wie in der Gesellschaft insgesamt gibt, ganz zu schweigen. Wenn wir schon hinnehmen müssen, dass Krisen in der Wirtschaft unvermeidlich sind und dass das Arsenal von Methoden, mit denen wir ihnen zu Leibe rücken, beschränkt ist, so sollten wir zumindest dafür sorgen, dass niemand mit dem Schlachtruf: »Zurück zur vergangenen Glorie!« uns wegnimmt, was wirklich teuer ist – Rechtssicherheit und Freiheit.
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